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�ffentliche Finanzen Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Die Haushalte der Gebietsk�rperschaften1)

schlossen im zweiten Vierteljahr mit einem

Defizit von 8 Mrd 3 ung�nstiger ab als im ver-

gleichbaren Vorjahrszeitraum (6 Mrd 3). Aus-

schlaggebend hierf�r ist, dass damals eine

hohe Gewinnaussch�ttung der Bundesbank

vereinnahmt worden war, w�hrend in diesem

Jahr ein wesentlich geringerer Betrag �ber-

wiesen und bereits im ersten Quartal ver-

bucht wurde. Die gesamten Einnahmen gin-

gen deshalb zur�ck, obwohl die Steuer-

ertr�ge merklich wuchsen. Die im Jahresver-

lauf stark schwankenden Ausgaben nahmen

um knapp 1% ab.

In den vergangenen drei Jahren verdoppelte

sich das Haushaltsdefizit der Gebietsk�rper-

schaften von rund 35 Mrd 3 im Jahr 2000 auf

fast 70 Mrd 3 im Jahr 2003. Im laufenden

Jahr ist ein weiterer Anstieg zu erwarten.

Zwar d�rften die Aufwendungen wegen

einer sparsamen Ausgabenpolitik aller Ebe-

nen und eines g�nstigen Zinsniveaus das Vor-

jahrsergebnis kaum �bertreffen. Doch wer-

den die Einnahmen voraussichtlich nochmals

zur�ckgehen. Die Steuern d�rften auf Grund

der umfangreichen Tarifsenkungen und des

weiterhin schwachen Wachstums der Steuer-

basis nur wenig zunehmen. Die nichtsteuer-

lichen Einnahmen werden vor allem wegen

der nur geringen Gewinnabf�hrung der Bun-

desbank merklich sinken. Insgesamt d�rfte

die Neuverschuldung wie auch in den Vorjah-

1 Ohne die Gemeinden, deren Ergebnisse f�r das zweite
Quartal noch nicht bekannt sind.

Grund-
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ren die in den Haushaltspl�nen veranschlag-

ten Werte deutlich �bertreffen.

Das Steueraufkommen2) der Gebietsk�rper-

schaften war im zweiten Quartal um gut 2%

h�her als ein Jahr zuvor, nachdem es im ers-

ten Vierteljahr nicht ganz das entsprechende

Vorjahrsniveau erreicht hatte. Aus diesem

st�rkeren Einnahmenfluss l�sst sich jedoch

noch nicht auf eine anhaltende Aufw�rtsten-

denz der Steuerertr�ge schließen, da das Bild

durch einige Sonderfaktoren verzerrt wurde.

Grunds�tzlich schlug sich in der Aufkom-

mensentwicklung einerseits die Erholung der

Unternehmensgewinne, andererseits aber

auch die weiterhin schwache Inlandsnach-

frage nieder.

Unter den direkten Steuern verzeichnete die

K�rperschaftsteuer ein sehr g�nstiges Ergeb-

nis. Sie erbrachte 4 1�2 Mrd 3 und damit gut

3 Mrd 3 mehr als in der entsprechenden Vor-

jahrszeit. Diese starke Verbesserung war aller-

dings großenteils darauf zur�ckzuf�hren,

dass ein Jahr zuvor hohe Steuererstattungen

das Aufkommen geschm�lert hatten. Dane-

ben haben sich aber auch die Vorauszahlun-

gen der Unternehmen kr�ftig erh�ht, was der

verbesserten Gewinnentwicklung und dem

Moratorium f�r die Mobilisierung k�rperschaft-

steuerlicher Altguthaben zu verdanken war.

Das Ergebnis der veranlagten Einkommen-

steuer hat sich ebenfalls betr�chtlich verbes-

sert (+17 1�2 %). Dies war haupts�chlich h�he-

ren Steuereing�ngen f�r fr�here Jahre sowie

r�ckl�ufigen Zahlungen f�r die Eigenheim-

und die Investitionszulage zuzuschreiben. Die

Entwicklung der Steuervorauszahlungen

wurde offenbar erst teilweise durch die dies-

j�hrige Senkung des Einkommensteuertarifs

ged�mpft. Wesentlich st�rker pr�gten die

verringerten Steuers�tze das Bild bei der

Lohnsteuer, deren Aufkommen im zweiten

Quartal um fast 7% sank. Unter den Kapital-

ertragsteuern erbrachten die nicht veranlag-

ten Steuern vom Ertrag infolge h�herer Divi-

dendenzahlungen 9% mehr als in der ent-

sprechenden Vorjahrszeit, w�hrend das Auf-

kommen aus dem steuerlichen Zinsabschlag

nicht zuletzt auf Grund einer weiterhin r�ck-

l�ufigen Durchschnittsverzinsung um 16%

zur�ckging.

Unter den indirekten Steuern hat sich das

Aufkommen der Umsatzsteuer vor allem we-

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steuererträge insgesamt 1)

1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Vj. 2.Vj.

Steueraufkommen

1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeinde-
steuern.
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2 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die noch nicht bekannten Ertr�ge aus
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gen der anhaltenden Schw�che des privaten

Konsums weiterhin nur m�ßig erh�ht

(+ 1%). Die Einnahmen aus der Mineral�l-

steuer – der wichtigsten speziellen Ver-

brauchsteuer – haben sich um gut 1% verrin-

gert. Dazu hat beigetragen, dass der Energie-

verbrauch weiterhin durch das hohe �lpreis-

niveau ged�mpft wurde. Noch ung�nstiger

fiel das Ergebnis der Tabaksteuer aus, die

trotz der zum 1. M�rz in Kraft getretenen An-

hebung bereinigt um buchungstechnische

Verschiebungen fast 6% weniger als ein Jahr

zuvor erbrachte. Hier schlug sich nieder, dass

auf Grund der Steuererh�hung der inl�n-

dische Verbrauch von Tabakerzeugnissen ein-

geschr�nkt beziehungsweise wohl in zu-

nehmendem Maße durch „graue“ Importe

gedeckt wurde.

In der ersten Jahresh�lfte ist das Steuerauf-

kommen (ohne die Ertr�ge aus den Gemein-

desteuern) um gut 1% gewachsen. Es hat

sich damit zwar auf den ersten Blick etwas

g�nstiger entwickelt, als dies nach der offi-

ziellen Sch�tzung vom Mai f�r das Gesamt-

jahr 2004 erwartet wird. Doch war der �ber-

wiegende Teil des Anstiegs buchungstech-

nisch bedingt.3) Außerdem hat sich die Sen-

kung des Einkommensteuertarifs in dieser

Zeit erst teilweise aufkommensmindernd aus-

gewirkt. Vor diesem Hintergrund liegt das Er-

gebnis der ersten Jahresh�lfte alles in allem

weitgehend im Rahmen der bisherigen Er-

wartungen. Zwar bestehen bei einigen wich-

tigen Einzelsteuern Risiken gegen�ber der

Mai-Sch�tzung. Dies gilt beispielsweise f�r

die veranlagte Einkommensteuer, sofern die

Ertr�ge aus der Steueramnestie im weiteren

Jahresverlauf nicht stark zunehmen.4) Außer-

dem wird die Tabaksteuer auf Grund der

deutlichen Reaktionen auf die Steuererh�-

hung entgegen den bisherigen Annahmen er-

heblich weniger als im vergangenen Jahr er-

bringen. Jedoch besteht die Chance, dass

sich die K�rperschaftsteuer st�rker erholen

wird als im Mai erwartet worden war. Per sal-

Aufkommensentwicklung wichtiger
Einzelsteuern

Aufkommen
in Mrd 5

1. Halbjahr

Steuerart 2003 2004

Ver-
�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Lohnsteuer 62,3 59,1 – 5,1

Veranlagte
Einkommensteuer – 2,9 – 2,8 .

K�rperschaftsteuer 3,7 6,7 + 81,7

Umsatzsteuer 67,0 67,9 + 1,4

darunter: 2. Vierteljahr

Lohnsteuer 31,7 29,6 – 6,7

Veranlagte
Einkommensteuer 2,6 3,1 + 17,6

K�rperschaftsteuer 1,2 4,5 .

Umsatzsteuer 33,3 33,7 + 1,1

Deutsche Bundesbank

3 W�hrend bis Ende 2003 bei den speziellen Verbrauch-
steuern des Bundes zum Monatsende f�llige Teilbetr�ge
h�ufig erst im Folgemonat als Einnahme ausgewiesen
wurden, werden sie seit Anfang dieses Jahres noch im
Monat der F�lligkeit verbucht. Durch diese Umstellung
wurde der Aufkommenszuwachs der gesamten Steuer-
einnahmen in der ersten Jahresh�lfte um ann�hernd 3�4
Prozentpunkte �berzeichnet.
4 In der ersten Jahresh�lfte hat die Steueramnestie nur
gut 0,2 Mrd 3 erbracht. In der Mai-Sch�tzung f�r das Ge-
samtjahr war ein – im Vergleich zu den urspr�nglichen
Regierungserwartungen bereits um 3 1�2 Mrd 3 reduzier-
ter – Betrag von 11�2 Mrd 3 veranschlagt worden. Aller-
dings d�rften sich die Einnahmen schon allein wegen des
erheblichen Zeitbedarfs der Nacherkl�rungen (f�r die Be-
schaffung der n�tigen Belege und die erforderliche Steu-
erberatung) weitgehend auf die zweite Jahresh�lfte kon-
zentrieren.

...und im
Gesamtjahr
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do d�rften sich deshalb in diesem Jahr die

Einnahmenabweichungen gegen�ber der

Fr�hjahrsprognose in Grenzen halten.

Das Defizit des Bundes fiel im zweiten Quartal

mit 6 Mrd 3 um 1�2 Mrd 3 h�her aus als vor

Jahresfrist. Die Einnahmen sanken um 4 1�2 %.

Zwar wuchs das Steueraufkommen mit 3%

kr�ftig, doch nahmen die nichtsteuerlichen

Einnahmen, wie bereits erw�hnt, wegen der

entfallenen Gewinnaussch�ttung der Bundes-

bank stark ab.5) Die im Jahresverlauf betr�cht-

lich schwankenden Ausgaben gingen nach

einem Anstieg um 2% im ersten Quartal um

3 1�2 % zur�ck. In dieser Abnahme spiegelt

sich wider, dass keine Zuf�hrungen an den

Fluthilfefonds mehr anfielen und die Zuwei-

sungen an Unternehmen (insbesondere die

Postunterst�tzungskassen) sowie die Zinsaus-

gaben niedriger ausfielen als ein Jahr zuvor.

Im Gesamtjahr d�rfte das Defizit des Bundes

aus heutiger Sicht �ber den Betrag des Vor-

jahres (39 Mrd 3) hinausgehen, w�hrend im

Haushaltsplan ein Volumen von 29 1�2 Mrd 3

veranschlagt ist. Ausschlaggebend hierf�r

sind sinkende Einnahmen. Zum einen wird

das Steueraufkommen des Bundes – gem�ß

der Steuersch�tzung vom Mai – um 11�2 % zu-

r�ckgehen. Zum anderen werden die nicht-

steuerlichen Einnahmen vor allem wegen des

weitgehend ausgefallenen Bundesbankge-

winns wohl abnehmen, auch wenn die einge-

planten umfangreichen Erl�se aus Privatisie-

rungen beziehungsweise Forderungsver�uße-

rungen (7 Mrd 3) erzielt werden sollten. Das

Ausgabenniveau k�nnte nach jeweils deut-

lichen Zuw�chsen in den beiden Vorjahren

ann�hernd unver�ndert bleiben. Hierzu tra-

gen insbesondere die entfallenden Zuf�hrun-

gen an den Fluthilfefonds bei. Wegen des er-

h�hten Kreditbedarfs des Bundes ist f�r den

weiteren Jahresverlauf ein Nachtragshaushalt

zu erwarten.

Im Entwurf des Bundeshaushalts f�r das Jahr

2005 ist nur ein geringer Anstieg der Ausga-

ben um 1�2 % gegen�ber dem Soll 2004 vor-

gesehen. Die Nettokreditaufnahme wird mit

22 Mrd 3 etwas niedriger als die investiven

Ausgaben veranschlagt. Die verfassungsm�ßi-

ge Obergrenze f�r die Nettokreditaufnahme

konnte jedoch nur durch den geplanten R�ck-

Mrd  5 

1.Vj. 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj. 1.Vj. 2.Vj.
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5 Diese wird bis zu einer H�he von 3,5 Mrd 3 im Bundes-
haushalt vereinnahmt. Der dar�ber hinausgehende Be-
trag fließt zur Schuldentilgung an den Erblastentilgungs-
fonds. W�hrend die Aussch�ttung im vergangenen Jahr
5 1�2 Mrd 3 betragen hatte und im April verbucht worden
war, belief sich der (im M�rz) 2004 vereinnahmte Betrag
nur auf rd. 1�4 Mrd 3.

Bundeshaushalt
im zweiten
Vierteljahr ...

...und im
Gesamtjahr

Bundeshaushalt
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griff auf umfangreiche Einnahmen aus Verm�-

gensver�ußerungen (15 1�2 Mrd 3) eingehalten

werden, was grunds�tzliche Fragen im Hin-

blick auf die Interpretation dieser Kreditbe-

grenzung aufwirft.6) So wird auf der einen

Seite der Erwerb von Verm�gen als investive

Ausgabe angesehen, die eine Schuldenfinan-

zierung rechtfertigt. Andererseits f�hrt aber

eine Verm�gensver�ußerung nicht analog zur

Notwendigkeit der Schuldentilgung, sondern

die diesbez�glichen Einnahmen werden zum

Einhalten der Kreditobergrenze herangezogen.

Freilich ergibt sich nach dem Haushaltsent-

wurf 2005 auch dann eine merkliche Verbes-

serung der Haushaltslage gegen�ber dem zu

erwartenden Ergebnis f�r das laufende Jahr,

wenn man die Einnahmen aus Verm�gens-

ver�ußerungen jeweils nicht ber�cksichtigt.

Insgesamt ist der Haushaltsentwurf allerdings

mit Risiken behaftet. Auf der Einnahmenseite

d�rften diese neben der Unsicherheit �ber die

Auswirkungen verschiedener Steuerrechts�n-

derungen (unter anderem die Bek�mpfung

der Schwarzarbeit und Steuerhinterziehung)

und der Entwicklung der gesamtwirtschaft-

lichen Steuerbasis nicht zuletzt in der Reali-

sierbarkeit der nichtsteuerlichen Einnahmen

liegen, die unter anderem umfangreiche

Mauterl�se einschließen. Auf der Ausgaben-

seite ist noch eine globale Minderausgabe zu

konkretisieren. Zudem ergeben sich Mehrbe-

lastungen des Bundes im Vergleich zum

Haushaltsentwurf aus den nunmehr konkreti-

sierten Bestimmungen f�r die Zusammen-

legung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe.

Die Bundesregierung hat das Ziel, die gesamt-

staatliche Defizitquote 2005 unter 3% zu-

r�ckzuf�hren, bei der Verabschiedung des

Haushaltsentwurfs nochmals unterstrichen

und angek�ndigt, erforderlichenfalls weitere

Maßnahmen zu ergreifen. Aus heutiger Sicht

besteht in der Tat ein Risiko, dass diese Defi-

zitgrenze erneut �berschritten wird. Da die

Ver�ußerung von Finanzverm�gen nicht dazu

f�hrt, dass das Maastricht-Defizit sinkt, stellt

sich die Defizitentwicklung des Bundes hier

im kommenden Jahr wesentlich ung�nstiger

dar als in der haushaltsm�ßigen Betrachtung.

Gem�ß einer �bereinkunft im Finanzpla-

nungsrat, dessen Beschl�ssen auch im Rah-

men der deutschen Stabilit�tsprogramme

großes Gewicht beigemessen wird, darf der

Bund (einschl. der Sozialversicherungen) nur

Die mittelfristige Finanzplanung
des Bundes

in Mrd 5

Position
2003
Ist

2004
Soll

2005
Ent-
wurf 2006 2007 2008

Ausgaben 256,7 257,3 258,3 253,6 257,1 260,0

darunter:
Investitionen 25,7 24,6 22,8 22,3 22,2 20,8

Einnahmen 217,5 227,7 236,0 231,7 235,7 240,3

darunter:
Steuern 191,9 197,7 194,5 202,6 210,3 216,8
Privatisierung 5,2 7,1 15,5 3,3 0,1 0,1

Defizit 39,2 29,61) 22,3 22,0 21,5 19,8

M�nzeinnahmen 0,6 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3

Nettokreditauf-
nahme 38,6 29,3 22,0 21,7 21,2 19,5

Nachrichtlich:

Ausgaben-
zuwachs
(in %) 3,0 + 0,2 + 0,4 – 1,8 + 1,4 + 1,1

1 J�ngste Sch�tzung des Bundesfinanzministeriums: rd. 40 Mrd 5.

Deutsche Bundesbank

6 Vgl. hierzu auch: Deutsche Bundesbank, Entwicklung
und Finanzierungsaspekte der �ffentlichen Investitionen,
Monatsbericht, April 1999, S. 38 ff., insbesondere S. 43.

Konsolidie-
rungserfor-
dernis im
Hinblick auf die
3%-Grenze
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45% der 3%-Grenze in Anspruch nehmen,

was zumindest im laufenden Jahr deutlich

verfehlt werden wird und auch im kommen-

den Jahr noch weitere Konsolidierungsan-

strengungen erfordern d�rfte.

Die neue mittelfristige Finanzplanung des

Bundes bis zum Jahr 2008 (siehe auch die

Tabelle auf S. 60) weist aus, dass die Netto-

kreditaufnahme nur wenig zur�ckgef�hrt

werden soll, obwohl eine eher g�nstige ge-

samtwirtschaftliche Entwicklung zu Grunde

gelegt wurde. Hier schl�gt sich nicht zuletzt

der deutliche R�ckgang der umfangreichen

f�r 2005 eingeplanten Erl�se aus Verm�gens-

ver�ußerungen nieder. Die Nettokreditauf-

nahme f�r 2007 wurde gegen�ber der voran-

gegangenen Finanzplanung um 11 Mrd 3 auf

21 Mrd 3 angehoben. Auch f�r das Jahr 2008

(19 1�2 Mrd 3) werden keine gr�ßeren Fort-

schritte auf dem Weg zu einem Haushaltsaus-

gleich in Aussicht gestellt. Ausschlaggebend

f�r die gegen�ber der vorangegangenen

Finanzplanung h�here Neuverschuldung sind

die gem�ß der j�ngsten mittelfristigen

Steuersch�tzung deutlich ung�nstigeren Ein-

nahmenperspektiven. Der durchschnittliche

Ausgabenzuwachs in den Jahren 2006 bis

2008 wird auf 1�4 % veranschlagt.

Die Sonderverm�gen schlossen im zweiten

Quartal mit einem �berschuss von knapp

2 Mrd 3 ab, der erheblich geringer ausfiel als

vor Jahresfrist (5 Mrd 3). Ausschlaggebend

hierf�r war, dass der Erblastentilgungsfonds

im Gegensatz zum Vorjahr (2 Mrd 3) keine

Gewinnaussch�ttung der Bundesbank mehr

vereinnahmen konnte. Dar�ber hinaus ver-

zeichnete der Fluthilfefonds ein leichtes Defi-

zit, nachdem im Vorjahr die Einnahmen noch

um 1 Mrd 3 �ber die Ausgaben hinausgegan-

gen waren. Nach einem hohen �berschuss

von 10 Mrd 3 im Jahr 2003 k�nnten die

Sonderverm�gen insgesamt im laufenden

Jahr etwa ausgeglichen abschließen.

Die L�nder konnten ihre Defizite im zweiten

Quartal gegen�ber dem Vorjahr um 11�2 Mrd 3

auf knapp 4 Mrd 3 reduzieren. Damit hat sich

die zu Jahresbeginn beobachtete Verbesse-

rung fortgesetzt. G�nstig wirkte sich der

Einnahmenzuwachs um gut 2 1�2 % aus, der

auf der kr�ftigen Zunahme des Steuerauf-

kommens um 6% beruhte. Dieser vergleichs-

weise starke Anstieg ist vor allem durch den

im laufenden Jahr h�heren Anteil am Um-

satzsteueraufkommen und den kr�ftigen

Zuwachs bei den l�ndereigenen Steuern be-

dingt. Die Ausgaben blieben nahezu unver-

�ndert.

F�r das Gesamtjahr planen die L�nder ein De-

fizit von 24 1�2 Mrd 3 und damit eine erheb-

liche Verringerung gegen�ber dem letztj�hri-

gen H�chstwert von fast 32 Mrd 3. Dabei leis-

ten Ausgabeneinsparungen infolge l�ngerer

Arbeitszeiten, Abstrichen bei der Beamten-

besoldung und K�rzungen von Zuweisungen

einen dauerhaften Konsolidierungsbeitrag.

Im kommenden Jahr werden die L�nder je-

doch neben der weiteren Einkommensteuer-

senkung durch die R�ckverlagerung von Um-

satzsteueranteilen auf den Bund belastet.

Eine Reihe von L�ndern d�rfte auch deshalb

Probleme haben, die Verfassungsgrenzen f�r

die Neuverschuldung einzuhalten. In Einzel-

f�llen wurde angek�ndigt, dass dies selbst in

den Folgejahren kaum zu schaffen sei.

Mittelfristige
Finanzplanung
des Bundes

Sonder-
verm�gen

L�nder
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Die Gemeinden konnten ihr Defizit im ersten

Quartal 2004 (neuere Angaben liegen noch

nicht vor) um knapp 1�2 Mrd 3 auf gut 4 Mrd 3

abbauen. Ausschlaggebend hierf�r war ein

starker Anstieg der Steuereinnahmen um

7 3�4 %. Vor allem das Aufkommen der Ge-

werbesteuer hat sich – bei erheblichen Unter-

schieden zwischen den einzelnen Bundesl�n-

dern – unerwartet kr�ftig erh�ht. Insgesamt

expandierten die Einnahmen bei kaum ver�n-

derten nichtsteuerlichen Einnahmen mit

2 3�4 % deutlich schw�cher. Die Ausgaben

wuchsen moderat (+ 3�4 %). Zwar belastete

erneut ein ausgepr�gter Anstieg der sozialen

Leistungen. Dagegen gingen die Personalaus-

gaben zur�ck, nicht zuletzt weil in der Vor-

jahrsbasis auf dem Tarifabschluss beruhende

Einmalzahlungen enthalten waren. Die Sach-

investitionen wurden um ein Zehntel redu-

ziert, obwohl in einigen L�ndern noch die Fol-

gen des Hochwassers im Jahr 2002 zu bew�l-

tigen sind. Hier schl�gt sich offenbar die enge

rechtliche Kreditbegrenzung f�r die kommu-

nalen Haushalte nieder. Nachdem die Kassen-

kredite (mit denen eigentlich nur unterj�hrige

Liquidit�tsengp�sse �berbr�ckt werden sol-

len, aber oftmals �ber Jahre hinweg laufende

Ausgaben finanziert werden) Ende letzten

Jahres bereits ein Sechstel der Gemeinde-

schulden ausmachten, f�llt es vielen Kommu-

nen offenbar schwer, prinzipiell an die finan-

zielle Leistungsf�higkeit gebundene Geneh-

migungen zur Aufnahme von regul�ren Dar-

lehen f�r Investitionen zu bekommen.

Die Ende 2003 beschlossene Absenkung der

Gewerbesteuerumlage soll die Gemeinden im

laufenden Jahr um gut 2 Mrd 3 entlasten.

Nicht zuletzt der sich abzeichnende starke Zu-

wachs bei den Sozialausgaben und die Ein-

kommensteuersenkung d�rften aber den

Großteil wieder aufzehren, so dass im Jahr

2004 nicht mehr mit einer nennenswerten

R�ckf�hrung der kommunalen Defizite ge-

rechnet wird. Im Jahr 2005 sollen die Kom-

munen aus der Zusammenlegung von Ar-

beitslosen- und Sozialhilfe um weitere

2 1�2 Mrd 3 entlastet werden. Nach den Pla-

nungen der Bundesregierung soll der gr�ßere

Teil davon zur Ausweitung der Kleinkinderbe-

treuung genutzt werden. Dem steht freilich

der erhebliche Konsolidierungsbedarf gegen-

�ber.

Die Verschuldung der Gebietsk�rperschaften

wurde im zweiten Quartal um 8 1�2 Mrd 3 aus-

geweitet. Die Verbindlichkeiten des Bundes

wuchsen nach einer starken Zunahme um

Marktm�ßige Nettokreditaufnahme
der Gebietsk�rperschaften

Mrd 5

Darunter:

Zeit
Ins-
gesamt

Wert-
papiere 1)

Schuld-
schein-
dar-
lehen 2)

Nach-
richtlich:
Erwerb
durch
das
Ausland

2002 + 54,5 + 67,6 – 11,9 + 57,4

2003 p) + 80,3 + 73,4 – 1,8 + 35,8
darunter:

1. Vj. + 35,3 + 32,6 + 2,7 + 19,5
2. Vj. + 13,2 + 11,8 + 0,5 + 16,3
3. Vj. + 20,0 + 9,4 + 5,0 – 6,5
4. Vj. p) + 11,7 + 19,5 – 9,9 + 6,5

2004
1. Vj. p) + 45,0 + 34,4 + 3,9 + 4,7
2. Vj. ts) + 8,6 + 14,7 – 9,3 ...

1 Ohne Ausgleichsforderungen. — 2 Einschl. Kassenver-
st�rkungs- und Geldmarktkredite.
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35 Mrd 3 im ersten Vierteljahr lediglich um

1 1�2 Mrd 3. Dabei stand einer R�ckf�hrung

der Geldmarktkredite um 5 1�2 Mrd 3 eine

Ausweitung der Kapitalmarktverschuldung

von per saldo 7 Mrd 3 gegen�ber. Der Netto-

kreditbedarf der L�nder betrug 6 1�2 Mrd 3.

Die Sonderverm�gen tilgten per saldo Ver-

bindlichkeiten, w�hrend die Kommunalver-

schuldung weiterhin m�ßig zugenommen

haben d�rfte.

Sozialversicherungen

Die Rentenversicherung der Arbeiter und der

Angestellten verzeichnete im zweiten Quartal

2004 ein Defizit von gut 1 Mrd 3, das damit

etwas h�her ausfiel als ein Jahr zuvor. Gegen-

�ber dem ersten Vierteljahr mit einem Defizit

von knapp 3 Mrd 3 kam es jedoch zu einer

deutlichen Verbesserung. Hierzu trug bei,

dass die Rentner ihren Beitrag zur Pflegever-

sicherung seit April allein tragen m�ssen. Vor

allem deshalb wuchsen die gesamten Ausga-

ben mit gut 1�2 % nur halb so stark wie die

Rentenzahlungen. Die Einnahmen erh�hten

sich jedoch noch weniger, n�mlich um knapp
1�2 %. Das Aufkommen aus Pflichtbeitr�gen

ging wegen der schwachen Besch�ftigungs-

und Entgeltentwicklung sogar etwas zur�ck.

Die Zusch�sse aus dem Bundeshaushalt, die

im laufenden Jahr nicht mehr durch eine wei-

tere „�kosteuer“-Stufe aufgestockt werden,

nahmen um knapp 1% zu.

F�r das Gesamtjahr ist mit der Absenkung der

Mindest-Schwankungsreserve von 0,5 auf

0,2 Monatsausgaben von vornherein ein Defi-

zit eingeplant worden, um eine Anhebung

des Beitragssatzes zu vermeiden. Das dadurch

er�ffnete Risiko von Liquidit�tsengp�ssen im

Herbst dieses Jahres wird durch den verein-

barten Verkauf der Wohnungsgesellschaft

GAGFAH, deren Netto-Verkaufspreis mit

2,1 Mrd 3 um 0,5 Mrd 3 �ber dem Buchwert

liegt, allerdings deutlich verringert. Der

weiterhin schwachen Einnahmenbasis stehen

in der zweiten Jahresh�lfte ausgabenbegren-

zende Effekte gegen�ber. So fiel die Renten-

anpassung zum 1. Juli 2004 aus, die Einspa-

rungen durch den Wegfall des Rentenver-

sicherungsanteils zum Pflegeversicherungs-

beitrag setzen sich fort, und der Zuwachs der

Anzahl der laufenden Renten d�rfte voraus-

sichtlich unter 1% bleiben – auch weil die

mittlerweile weitgehend eingef�hrten Ab-

schl�ge den Fr�hverrentungen entgegen-

wirken.

vierteljährlich
Mrd  5 

Mrd  5 

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (−)

log. Maßstab

Ausgaben

Einnahmen

Finanzen der
Rentenversicherung der
Arbeiter und Angestellten
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Das Defizit der Bundesagentur f�r Arbeit war

im zweiten Quartal mit knapp 2 Mrd 3 um

fast 1�2 Mrd 3 niedriger als ein Jahr zuvor.

Zwar sanken die Einnahmen um 2%, doch

lagen die Ausgaben mit 5% noch erheblich

st�rker unter ihrem Vorjahrsniveau. Die Bei-

tragseinnahmen unterschritten ihren Vor-

jahrswert um 1�2 %. Der st�rkere R�ckgang

bei den Gesamteinnahmen ist auf eine Verrin-

gerung der Einnahmen aus der Insolvenzgeld-

umlage zur�ckzuf�hren, der auf der Ausga-

benseite allerdings auch R�ckg�nge beim In-

solvenzgeld gegen�berstehen.

F�r das Arbeitslosengeld wurden 2 1�2 % weni-

ger als ein Jahr zuvor ausgegeben, obwohl

die Zahl der Arbeitslosen7) um fast 11�2 % ge-

stiegen ist. Die zunehmende Langzeitarbeits-

losigkeit und der damit verbundene Verlust

des Anspruchs auf Arbeitslosengeld senken

hier den Ausgabenbedarf.8) Bei den Aufwen-

dungen f�r die aktive Arbeitsmarktpolitik

setzten sich die Einsparungen mit einem

R�ckgang um 9 1�2 % fort. Besonders deutlich

(– 29%) fielen dabei erneut die K�rzungen

im Bereich der Arbeitsbeschaffungsmaßnah-

men aus. Die steigenden Zahlungen f�r die

neuen Instrumente „Personal-Service-Agen-

turen“ und „Ich-AGs“ beanspruchen zwar

mittlerweile fast 7 1�2 % der gesamten Mittel

f�r die berufliche F�rderung (einschl. ABM),

insgesamt �berwiegen jedoch die Ausgaben-

r�ckg�nge bei den „klassischen“ Maßnah-

men der aktiven Arbeitsmarktpolitik.

Im weiteren Jahresverlauf d�rften sich die Ein-

sparungen im Bereich der aktiven Arbeits-

marktpolitik fortsetzen. Auch k�nnte sich beim

Arbeitslosengeld die zunehmende �berschrei-

tung der maximalen Anspruchsdauer weiter-

hin ausgabend�mpfend auswirken – freilich zu

Lasten der aus dem Bundeshaushalt zu finan-

zierenden Arbeitslosenhilfe. Der f�r dieses Jahr

vorgesehene Zuschussbedarf der Bundes-

vierteljährlich
Mrd  5 

Mrd  5 

Mrd  5 

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (−)

Ausgaben für...

...Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld

...berufliche
   Förderung 2)

log. Maßstab

Ausgaben insgesamt

Einnahmen 1)

Finanzen der
Bundesagentur für Arbeit

1 Ohne die Liquiditätshilfen des Bundes. —
2   Einschl. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen.
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7 Einschl. der seit Anfang 2004 nicht mehr als arbeitslos
gez�hlten Teilnehmer an Eignungsfeststellungs- und Trai-
ningsmaßnahmen.
8 Die Verk�rzung der maximalen Anspruchsdauer beim
Arbeitslosengeld auf zw�lf Monate bzw. 18 Monate f�r
�ber 55-J�hrige gilt aus Gr�nden des Vertrauensschutzes
erst f�r Personen, die im Jahr 2006 arbeitslos werden.
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agentur f�r Arbeit in H�he von 5,2 Mrd 3

k�nnte gleichwohl wegen der weiterhin

schwachen Einnahmenentwicklung etwas

�berschritten werden. Mit Blick auf die weit

reichenden Reformen im kommenden Jahr

wird die Bundesagentur von der Zusammen-

legung der Sozial- und der Arbeitslosenhilfe

f�r Erwerbsf�hige zum „Arbeitslosengeld II“

nur wenig entlastet. Zwar werden die Maß-

nahmen zur Wiedereingliederung der Be-

zieher von Arbeitslosengeld II k�nftig vom

Bund finanziert. Dem steht allerdings ein

„Aussteuerungsbetrag“ gegen�ber, den die

Bundesagentur dann zur Kompensation an

den Bund zu zahlen hat.9)

Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Kran-

kenversicherung ist im ersten Quartal (neuere

Angaben liegen noch nicht vor) durch die

j�ngste Gesundheitsreform („GKV-Modernisie-

rungsgesetz“) positiv beeinflusst worden. Es

entstand ein �berschuss von 1 Mrd 3 im Ver-

gleich zu einem Defizit von 1�2 Mrd 3 vor Jah-

resfrist. Die Beitragseinnahmen10) stiegen um

2%, vor allem weil auf Betriebsrenten nun-

mehr statt des halben der volle Beitrag gezahlt

werden muss. Insgesamt stand einem Anstieg

der Einnahmen um 11�2 % ein R�ckgang auf

der Ausgabenseite um 31�2 % gegen�ber. Be-

sonders ausgepr�gt war dieser bei den Arznei-

mitteln, den Fahrkosten sowie dem nunmehr

vollst�ndig entfallenen Sterbegeld. Hier haben

sich sowohl die deutlich h�heren Zuzahlungen

als auch die unmittelbaren Leistungseinschr�n-

kungen ausgewirkt. Kr�ftig zugenommen

haben hingegen die Aufwendungen f�r den

Zahnersatz. Dabei d�rften Unsicherheiten be-

z�glich der Ausgliederung der Zahnersatzver-

sicherung vom kommenden Jahr an das Vor-

ziehen von Behandlungen ausgel�st haben.

Die Verbesserung des Finanzergebnisses im ers-

ten Quartal ist allerdings von Vorzieheffekten

in das Jahr 2003 �berzeichnet, die durch die

Gesundheitsreform ausgel�st wurden. Auch

d�rften die ausgabensenkend verbuchten Zu-

zahlungen im weiteren Jahresverlauf an Bedeu-

tung verlieren, wenn insbesondere bei chro-

nisch Kranken die �berforderungsklauseln

greifen. Andererseits sind im ersten Quartal

noch keine Mittel aus dem neuen Bundeszu-

schuss f�r versicherungsfremde Leistungen in

H�he von 1 Mrd 3 zugeflossen. Insgesamt ist

im laufenden Jahr mit einem �berschuss zu

rechnen, der auch ben�tigt wird, um mindes-

tens ein Viertel der bis Ende 2003 aufgelaufe-

nen Schulden von (brutto) 8,3 Mrd 3 zu tilgen

und außerdem Raum f�r Beitragssatzsenkun-

gen zu schaffen. Anfang Mai betrug der durch-

schnittliche Beitragssatz 14,2%. Zwar ist nicht

auszuschließen, dass er bis zum Jahresende

unter 14% fallen wird, im Jahresdurchschnitt

wird er jedoch kaum unter diesen Wert sinken.

Entwicklung des �ffentlichen

Gesamthaushalts

Die gesamtstaatliche Defizitquote (in der Ab-

grenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt-

9 Der quartalsweise anfallende Aussteuerungsbetrag be-
misst sich nach den durchschnittlichen Ausgaben f�r die
Empf�nger von Arbeitslosengeld II, die im Vorquartal
vom Arbeitslosengeld- zum Arbeitslosengeld-II-Bezug ge-
wechselt sind. Damit soll ein Anreiz zur Intensivierung der
Vermittlungsbem�hungen durch die Bundesagentur f�r
Arbeit gesetzt werden.
10 Einschl. der im Risikostrukturausgleich verbuchten Bei-
tr�ge f�r Mini-Jobs.

Gesetzliche
Kranken-
versicherung

2004 Defizit-
quote weiter
betr�chtlich
�ber der
3%-Grenze
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Der Stabilit�ts- und Wachstumspakt nach dem Urteil des Europ�ischen Gerichtshofs

vom 13. Juli 2004

Ziel des Stabilit�ts- und Wachstumspakts ist es,
in der Wirtschafts- und W�hrungsunion solide
�ffentliche Finanzen zu erreichen und zu si-
chern. Solide �ffentliche Finanzen f�rdern nicht
nur Wachstum und Besch�ftigung, sie sind auch
eine wesentliche Voraussetzung daf�r, dass das
Europ�ische System der Zentralbanken Preissta-
bilit�t bei niedrigen Zinsen gew�hrleisten kann.

Zur Erreichung des Ziels ist es erforderlich, dass
die Mitgliedstaaten der Europ�ischen Union
eine konsequente Umsetzung des Stabilit�ts-
und Wachstumspakts sicherstellen und m�g-
lichst rasch strukturell ausgeglichene Haushalte
erreichen, soweit dies nicht bereits erfolgt ist.
Die sich abzeichnende wirtschaftliche Belebung
sollte f�r die erforderliche Konsolidierung ge-
nutzt werden.

Damit stehen auch die staatlichen Ebenen in
Deutschland (der Bund ebenso wie die L�nder
und Gemeinden) vor der Aufgabe, durch struk-
turelle Konsolidierungsmaßnahmen mittelfristig
einen ausgeglichenen gesamtstaatlichen Haus-
halt zu erreichen. Daf�r w�re auch die konse-
quente Umsetzung eines nationalen Stabilit�ts-
pakts eine wichtige Voraussetzung.

F�r das laufende Jahr zeichnet sich ab, dass in
Deutschland praktisch keine Fortschritte in der
strukturellen Konsolidierung erzielt werden. Die
im Gemeinschaftsrecht festgelegte 3%-Grenze
f�r die Defizitquote wird im Jahr 2004 zum drit-
ten Mal in Folge nicht eingehalten werden.
Umso dringlicher ist es, im Jahr 2005 die Defizit-
quote der �ffentlichen Haushalte so weit zu-
r�ckzuf�hren, dass sie unter die 3%-Grenze
sinkt. Aus heutiger Sicht ist dieses Ziel erreichbar.
Sollte sich abzeichnen, dass die gegenw�rtigen
Haushaltsplanungen dazu nicht ausreichen,
w�ren zus�tzliche Konsolidierungsmaßnahmen
erforderlich. Die Bundesregierung hat dies bei
der Vorlage des Haushaltsentwurfs 2005 auch
bereits angek�ndigt.

Die im Stabilit�ts- und Wachstumspakt an die
Mitgliedstaaten gestellten Anforderungen
haben durch das Urteil des Europ�ischen Ge-

richtshofs vom 13. Juli 2004 nichts an Dringlich-
keit verloren. Dieses Urteil im Klageverfahren
der Europ�ischen Kommission gegen den Rat
der Europ�ischen Union wegen der Defizitver-
fahren gegen Frankreich und Deutschland be-
wirkt im Ergebnis, dass die Defizitverfahren ge-
gen diese L�nder ruhen und sich im Stadium der
Empfehlungen des Rates nach Artikel 104
Absatz 7 EG-Vertrag vom Januar beziehungs-
weise Juni 2003 befinden.1)

Die Verfahren m�ssten nunmehr entsprechend
den im Stabilit�ts- und Wachstumspakt vorgese-
henen Regeln weitergef�hrt werden. Erneute
Empfehlungen nach Artikel 104 Absatz 7 EG-Ver-
trag w�rden dagegen der Intention des Paktes
widersprechen, �berm�ßigen Haushaltsdefiziten
wirksam zu begegnen.

Die an Deutschland und Frankreich im weiteren
Verfahrensverlauf zu richtenden Anforderungen
k�nnten sich an den Empfehlungen der Kommis-
sion vom vergangenen Herbst orientieren. In je-
dem Fall sollten sie die Aufforderung enthalten,
die 3%-Defizitgrenze im Jahr 2005 zu unter-
schreiten. Die wirtschaftliche Lage hat sich seit-
her weitgehend wie prognostiziert entwickelt.
Eine erneute Fristverl�ngerung f�r die Korrektur
der �berm�ßigen Defizite �ber das Jahr 2005 hi-
naus ist vor dem Hintergrund der gesamtwirt-
schaftlichen Erholung daher auch konjunkturpo-
litisch nicht zu rechtfertigen.

Das Urteil des Europ�ischen Gerichtshofs hat
auch die Diskussion �ber eine Reform des Stabili-
t�ts- und Wachstumspakts neu belebt. Der Pakt
gen�gt jedoch grunds�tzlich den Anforderun-
gen an geeignete finanzpolitischen Regeln f�r
die Wirtschafts- und W�hrungsunion. F�r den
Pakt gibt es kein Ausgestaltungs-, sondern
ein Umsetzungsproblem. Die gegenw�rtigen
finanzpolitischen Schwierigkeiten einiger Mit-
gliedstaaten sind nicht zuletzt darauf zur�ckzu-
f�hren, dass diese L�nder es in der Vergangen-
heit vers�umt haben, ihre Haushaltsdefizite in
einer gesamtwirtschaftlich g�nstigeren Lage in
ausreichendem Maße abzubauen.

1 Wenn der Rat ein �berm�ßiges Defizit feststellt, richtet
er gleichzeitig Empfehlungen nach Art. 104 Abs. 7 an den
betreffenden Mitgliedstaat mit dem Ziel, das �berm�ßige
Defizit innerhalb einer bestimmten Frist zu korrigieren.

Wird diesen Empfehlungen nicht Folge geleistet, ist der Rat
ersucht, die im Pakt vorgesehenen weiteren Schritte
einzuleiten.
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rechnungen) lag im Jahr 2003 mit 3,9% zum

zweiten Mal in Folge �ber der 3%-Grenze.

F�r das laufende Jahr ist aus heutiger Sicht

keine wesentliche Ver�nderung zu erwarten.

Zwar wird einerseits die Ausgabenquote

voraussichtlich erheblich zur�ckgehen. Hierzu

d�rften die Gesundheitsreform, die derzeit

nur wenig wachsenden Ausgaben f�r Rent-

ner und Pension�re, der Personalr�ckgang im

�ffentlichen Dienst in Verbindung mit mode-

raten Verdienstanpassungen, die allgemein

sparsame Ausgabenpolitik auf allen staat-

lichen Ebenen und das weiterhin g�nstige

Zinsniveau beitragen. Andererseits werden

aber auch die Einnahmen im Verh�ltnis zum

Bruttoinlandsprodukt deutlich sinken. Hier

schl�gt sich insbesondere die umfangreiche

Einkommensteuersenkung vom Jahresanfang

nieder. Dar�ber hinaus entwickeln sich trotz

des anziehenden gesamtwirtschaftlichen

Wachstums die Bemessungsgrundlagen f�r

Steuern und Sozialversicherungsbeitr�ge

noch relativ schwach. Die nichtsteuerlichen

Einnahmen werden angesichts der stark ge-

sunkenen Gewinnaussch�ttung der Bundes-

bank und der nicht eingef�hrten Maut bei

entfallenden Erl�sen aus der LKW-Vignette

zur�ckgehen.

W�hrend in den vergangenen Jahren die

staatlichen Defizite in einem ung�nstigen

konjunkturellen Umfeld und angesichts um-

fangreicher Abgabensenkungen deutlich ge-

stiegen sind, wird es nunmehr darauf ankom-

men, eine umfassende Konsolidierung der �f-

fentlichen Finanzen zu erreichen – zumal die

gesamtwirtschaftlichen Aussichten nunmehr

besser sind. Dies gebieten nicht zuletzt die im

Rahmen der Europ�ischen W�hrungsunion

eingegangenen und von Vertretern aller

staatlichen Ebenen nachdr�cklich anerkann-

ten Verpflichtungen (vgl. hierzu die �bersicht

auf S. 66).

F�r das kommende Jahr ist eine R�ckf�hrung

der Defizite in der Tat zu erwarten. Zwar wird

die Abgabenquote insbesondere wegen der

letzten Stufe der Einkommensteuerreform

weiter sinken. Andererseits k�nnten die

nichtsteuerlichen Einnahmen auch auf Grund

der f�r den Jahresbeginn angek�ndigten

Mauteinf�hrung wieder merklich zunehmen.

Entscheidend wird sein, die Ausgaben auf

allen staatlichen Ebenen eng zu begrenzen,

um eine deutliche Senkung der Ausgaben-

quote zu erreichen. Hierzu k�nnen die be-

schlossenen Strukturreformen bei den

arbeitsmarktbedingten Ausgaben einen Bei-

trag leisten, auch wenn sich die Wirkungen

teilweise erst verz�gert bemerkbar machen

d�rften. Zudem ist zu erwarten, dass die

Rentenausgaben sich weiter ged�mpft ent-

wickeln und insgesamt eine sparsame Ausga-

benpolitik betrieben wird. Auch das weiterhin

g�nstige Zinsniveau d�rfte zu einer Entlas-

tung der �ffentlichen Finanzen beitragen. Al-

les in allem besteht allerdings aus heutiger

Sicht die Gefahr, dass dies noch nicht ausrei-

chen wird, um die 3%-Grenze im kommen-

den Jahr einzuhalten. Sollte sich dies abzeich-

nen, w�ren rechtzeitig zus�tzliche Konsolidie-

rungsmaßnahmen erforderlich.

Umfassende
Konsolidie-
rungsnotwen-
digkeiten 2005


